Breslauer“ 


Vierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


6. 


Porto 2 Thlr. 11 Sgr. 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 458. Mittag Ausgabe, 


Juſertionsgebühr für den Raum einer 
N 


Verlag von Eduard Trewendt. 


j Telegraphiſche Nachrichten. 
Paris, 29. Sept. Es heißt, Garibaldi werde amneſtirt. Ratazzi wird 
das Miniſterium des Auswärtigen, Pepoli das des Innnern, Minghetti Fi⸗ 
nanzen, Sella öffentliche Arbeiten, Aflitto Handel übernehmen. (H. N.) 
Turin, 28. Sept. Die „Italie“ beſtätigt die geſtern gemeldeten Be: 
richte über Veränderungen im Miniſterium. Nach anderen Gerüchten würde 
der jebige Präfekt von Genua, Marquis d'Aflitto, das Miniſterium des Han: 
dels übernehmen. Minghetti iſt heute Früh in Turin eingetroffen. (H. N.) 
Mailand, 29. Sept. Die „Perſeveranza“ meldet aus Turin, General 
ee ſoll den ihm angebotenen Geſandtenpoſten für Liſſabon ausgeſchla⸗ 
gen haben. 


Landtags = Verhandlungen. 

55. Sitzung des Hanſes der Abgeordneten (30. Sept.). 

Präſident Grabow eröffnete die Sitzung nach 9% Uhr. Am Minifter: 
tiſch: Herr v. Mühler und Herr v. Jagow, als Regierungs⸗Commiſſa⸗ 
rien die Geh. Räthe Knerk, Ribbeck, Wichern, v. Kehler u. A. Eine grö⸗ 
pere Anzahl Urlaubsgeſuche werden bewilligt; der Präſident macht darauf 
aufmerkſam, daß er für die Aufrechthaltung der Beſchlußfähigkeit des Hau⸗ 
= = ſorgen habe und bittet, die Geſuche um Urlaub möglichſt zu be: 

ranken. 

Den erſten Gegenſtand der Tagesordnung bildet der (bereits beſprochene) 
Bericht der Budget Commiſſion über den Etat des Kultusminiſteriums. Bei 
den „fortdauernden Ausgaben“ hat die Commiſſion in Betreff des „evan⸗ 
geliſchen Oberkirchenraths“ beantragt, die Erwartung auszusprechen, daß die 
Staatsregierung die Beendigung des Interimiſtikums, welches durch die 
Cabinets⸗Ordres vom 26. Januar 1849 und vom 29. Juni 1850 herbeige⸗ 
führt iſt, und welches die Staatskaſſe mit einer jährlichen Dotation von 


20,980 Thlr. belaſte, beſchleunigen werde. 


Der Kultusminiſter: Der Commiſſtonsbericht enthalte Aeußerungen 
von Commiſſions⸗Mitgliedern über die Wirkſamkeit des Oberkirchenraths, 
welche bereits von der Majorität der Commiſſion reprobirt worden; er be⸗ 
ſchränke ſich deshalb hier darauf, zu erklären, daß jene Beſchuldigungen auf 
irrigen Vorausſetzungen beruhten. — In Betreff der auszuſprechenden Er⸗ 
wartung bemerke er, daß in der Provinz Preußen ſeit einem Jahre Kreis⸗ 
ſynoden ſtattgefundeu hätten, daß fie in der Provinz Poſen noch in dieſem 
Jahre ſtattfinden würden und auch in Pommern und den anderen öſtlichen 
Provinzen angeregt ſeien. Die Staatsregierung werde Sorge tragen, die 
ſelbſtändige Entwickelung der Kirche und die Ebenbürtigkeit der östlichen mit 
den weſtlichen Provinzen auch in dieſer Beziehung möglichſt zu fördern. 
Bei der letzten definitiven Regulirung werde wegen Feſtſtellung der Compe⸗ 
tenz die Mitwirkung der Landesvertretung nicht zu umgehen ſein. Er habe 
deshalb gegen die ausgeſprochene Erwartung nichts zu erinnern. 

Nach dieſer Erklärung verzichtet Abg. Dr. Techow auf das Wort; Abg. 
Ritter macht darauf aufmerkſam, daß auch bei vollendeter Entwickelung 
die ſelbſtändige Kirche der ſtaatlichen Unterſtützung nicht werde entbehren 
können. Abg. Krauſe (Magdeburg) hebt hervor, daß der Miniſter ſich nicht 
ganz im Einklang mit der Commiſſion befinde, welche die „möglichſte Be⸗ 
ſchleunigung“ der Beſeitigung des Interimiſtikums betone. — Der Commiſ⸗ 
ſionsantrag wird hierauf mit großer Majorität angenommen. 

Zu Tit. 19, „Univerſitäten“, beantragt die Commiſſion: „Die Staats⸗ 
regierung aufzufordern, den Collegienzwang, wo er noch beſteht, aufzuheben 
— die Koſten der betreffenden Prüfungen auf den Staatshaushalts⸗Etat 
zu bringen.“ 

Abg. Krauſe (Magdeburg): Ohne ein definitives Urtheil über den Col: 
legienzwang ausſprechen zu wollen, müſſe er ſich, im Intereſſe der Gründ⸗ 
lichkeit der Berathungen und der Autorität der Beſchlüſſe des Hauſes im 
Lande, dagegen erklären, daß man derartige Prinzipienfragen bei Gelegen⸗ 
beit der Budgetberathung entſcheide. Abg. v. Sybel (für den Commiſſions⸗ 
Antrag): Die Frage ſtehe im Zuſammenhang mit dem Prüfungsweſen, und 
das ſei gerade bei der Erwägung der finanziellen Seite zu erörtern. Wo 
ſich Mißſtände gezeigt, habe die Commiſſion es für ihre Pflicht gehalten, 
durch geeignele Reſolutionen darauf hinzuweiſen, wie ſich das ja während 
der ganzen Budgetberathung vielfach gezeigt habe. — Der vorliegende Be⸗ 
ſchluß fei einſtimmig in der Commiſſion gefaßt worden. Soweit ihm deut: 
ſches Univerſitätsleben bekannt, habe er noch nie ein entſchiedenes Urtheil 
für, wohl aber unzählige gegen den Collegienzwang gehört. Am fühlbar⸗ 
ſten ſei der Nachtheil deſſelben in der juriſtiſchen Fakultät, in welcher be⸗ 
kanntlich eine vollſtändige Liſte der Collegien vorgeſchrieben fei, ohne welche 
eine Zulaſſung zum Examen nicht erfolge, 

Die nothwendige Conſequenz ſei: ſchlechtes Hören der Zwangscollegien 
und Vernachläſſigung reſp. Unmöglichkeit des Haltens anderer allgemeinerer 
Vorleſungen, verbunden mit allmählichem Sinken des Werths der wirklich 
gehaltenen Vorleſungen. Savigny habe noch in ſeinen letzten Lebensmomen⸗ 
ten ſich entſchieden dahin ausgeſprochen, daß das Studium der Juxiepru⸗ 
denz auf preußiſchen Univerſitäten von Jahrzehnt zu Jahrzehnt Rückſchritte 
machen müſſe, wenn das verderbliche Syſtem der Zwangscollegien nicht auf⸗ 
höre. — Abg. Plaßmann hält eine Beſchränkung der Zwangscollegien für 
wünſchenswerth, und erklärt ſich gegen den zweiten Theil des Antrages der 
Commiſſion und gegen die Prüfungen an den Univerſitäten ſelbſt; nur 
Staatsexamina ſeien praktiſch. — Abg. Dr. Virchow wendet ſich zunächſt 
gegen die Bedenken, welche gegen die Berechtigung der Budgetcommiſſion 
zur Stellung ihres Antrages geltend gemacht worden: wenn es ſich um die 
Beſoldung der Profeſſoren handle, ſei auch auf etwaige Nebeneinkünfte durch 
Prüfungen zu rüdjihtigen. — In der Sache ſelbſt handle es ſich um das 
alte Prinzip deutſcher Univerſitäten, die Lernfreiheit, die nicht ohne Ger 
nehmigung der Landesvertretung beſchränkt werden dürfe. In der medicini⸗ 
ſchen Fatultät ſeien dieſe Beſchränkungen ganz neu, erſt im letzten Jahre 
erfolgt. Dadurch ſei einer unſerer geachtetſten Kliniker genöthigt worden, 
feine Demiſſton einzureichen und die Sache ſomit gewiſſermaßer zu einer 
öffentlichen Calamität geworden. ; . 

Der Cultus miniſter: Nachdem die Sache einmal angeregt, ſei es 

flicht der Regierung, in Erwägung der Frage einzutreten. Dies werde 
reiflichſt geſchehen. Bei der Frage wegen der juriſtiſchen Zwangscollegien 
werde er ſich mit dem Juſtizminiſter in Verbindung ſetzen. — Bei den me: 
diciniſchen Kliniken handle es ſich nicht blos um akademiſchen Zwang, ſon⸗ 
dern um praltiſche Uebungen; die Sache ſei zu neu, um ſchon ein definitives 
Urtheil darüber zu faſſen. Der berührte perſönliche Fall ſei in neueſter Zeit, 
wie er hoſſe, zur allgemeinen Zufriedenheit der Betheiligten erledigt. 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und abgelehnt. 

Abg Fubel: Die Berührung der Frage in der Budget⸗Commiſſion ſei 
gerechtfertigt, das Daranknüpfen eines Antrages gehe aber zu weit, inſofern 
die Gelegenheit zu einer eingehenden Erörterung jetzt nicht nicht vorliege. 
Die Sache ſei für das Haus noch nicht ſpruchreif. Ihm ſcheine der Antra 
vom Standpunkt der Profeſſoren geitellt zu fein; es frage ſich, ob die Stu⸗ 
direnden damit einverſtanden ſein würden. Auch unter den Zwangs collegien 
befänden ſich allgemein wiſſenſchaſtliche Collegien. Im engſten Zuſammen⸗ 
hang mit der vorliegenden ſtehe die fernere wichtige Frage, ob denn nun 
auch eine beſtimmte Dauer des Studiums vorzuſchreiben ſei. — Der zweite 
Theil ws ir gehöre eigentlich nicht — und ſolle wohl nur dazu 

ienen, die Sache zu einer Finanzfrage zu machen.. 
* Abg. Röpell reales so — Fakt allgemeinen Ueberzeugung der 
Profeſſoren und der Studirenden ſei der Collegtenzwang ſchädlich. Die be: 
reits langjährige Erfahrung beweiſe, daß die Collegien nicht beſſer beſucht 
würden, weil fie Zwangscollegien ſeien. Die juriſtiſchen Collegien würden 
„geſchwänzt“ gleichviel, ob fie Zwangscollegien ſeien oder nicht. Unter den 
allgemeinen wiſſenſchaftlichen Zwangscollegien ſeien Pſychologie und Logit, 
die sicherlich, außer von denen, welche ſpecielles Intereſſe für Philoſoppie 

ätten, nur des Teſtats wegen beſucht würden. Dagegen ſtehe nun aber die 
Erſahrung der philoſophiſchen Facultät, die nie Zwangscollegien gekannt 
babe: ein tüchtiger philoſophiſcher Docent habe noch nie Mange 
rern gehabt, die philoſophiſchen Examina hätten beſſere Reſultate geliefert, 
als das erſte juriſtiſche Examen, trotz der Zwangscollegien. — Wer mit der 
Commiſſion nicht einverſtanden, moͤge ſich gegen den Antrag erklären; daß 
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Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Monta 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. - 


Mittwoch, den 1. October 1862, 


die Sache angeregt, ſei anzuerkennen. Um die Frage, ob auch das juri⸗ 
ſtiſche Gramen wieder den Profeſſoren anzuvertrauen, handle es ſich nicht. — 
Die Zwangscollegien beförderten die „Brodtſtudien“; wer ſo und jo viel 
Zwangscollegien bezahlen müſſe, habe kein Geld für freie Collegien übrig. 
(Sehr wahr.) — Die Studenten ſeien noch niemals dankbar dafür geweſen, 
daß man ſie von oben her gezwungen habe, Collegien zu hören, die gegen 
ihre Neigung gingen, zu hören. (Bravo.) ; 

Ein nochmaliger Schlußantrag wird wiederum abgelehnt, 

Abg. Reichenſperger (Beckum) erklärt ſich mit dem Abg. Krauſe ein⸗ 
verſtanden. — Wenn der Bericht ſogar von Verfaſſungswidrigkeit ſpreche, 
jo bitte er um Nachweis des betreffenden Arlikels der Verfaſſung. — Die 
Profeſſoren legten das Hauptgewicht auf das Quäſturzeugniß, nicht auf 
den Beſuch der Zwangscollegien. Prüfungen durch Profeſſoren ſeien un⸗ 
zweckmäßig, namentlich wenn dieſe auf Lebenszeit damit betraut würden. 
Solche Fälle ſeien ihm, obwohl ſie nirgends ſtatutenmäßig bedingt wären, 
bekannt, und er frage den Miniſter um Gründe dafür. — Abg. v. Sybel: 
Art. 20 der Verfaſſung „die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei“, werde, 
ſeines Erachtens, durch den Collegienzwang verletzt. Damit werde die Frage 
des Vorredners beantwortet. Der Profeſſor habe kein Mittel, die Studen⸗ 
ten in die Collegien hineinzuzwingen, die verfäumt würden, weil ſchon der 
Staat den Zwang verſuche. Man ſolle doch diejenigen, welche unter der 
Schlechtigkeit einer Staatseinrichtung litten, mit Vorwürfen verſchonen, wie 
ſie der Vorredner ausgeſprochen, und die er hier nicht näher qualificiren wolle. 
Wer den Art. 20 der Verfaſſung wirklich durchführen wolle, möge der Comm. 
zuſtimmen. Verhinderung der Reform des Prüfungsweſens ſei eine faktiſche 
Verhinderung dieſer Durchfährung. An Prüfungen durch die Univerſitäten habe 
weder er, noch ein Anderer in der Commiſſion gedacht; insbeſondere würde er die 
Ueberweiſung der juriſtiſchen Prüfungen an die Fakultäten für einen Ruin der 
letzteren halten; er habe in dieſer Beziehung traurige Erfahrungen in Baiern ge⸗ 
mocht. — Da der zweite Antrag der Commiſſion vielfach mißdeutet worden, 
ſo bitte er um Annahme eines von ihm hiermit geſtellten Amendements, 
dieſen zweiten Theil dahin zu faſſen: „und die hierdurch etwa nöthig 
werdenden weiteren Koſten der betreffenden Prüfungen auf den 
Staatshaushaltsetat zu bringen.“ 

Kultusminiſter: Er habe den Antrag der Commiſſion nur in dem 
Sinne dieſes Sybelſchen Amendements aufgefaßt. — Abg. Dr. Gneiſt: 
Er wolle ſich für den erſten, gegen den zweiten Theil des Commiſſions⸗ 
Antrages ausſprechen. Die Univerſitäten, und insbeſondere die juriſtiſchen 
Fakultäten hätten ſich immer gegen die Zwangscollegien erklärt. Aber weder 


die Fakultäten noch das Kultusminiſterium ſeine Schuld daran; die Sache M 


liege auf einem andern Boden. Der Juſtizminiſter verlange für ſeine Prü⸗ 
fungen das Teſtat gewiſſer Collegien als Vorbedingung: dazu ſei er ver⸗ 
faſſungsmäßig berechtigt; die Maßregel ſei aber unpratiie. — In Betreff 
des zweiten Theils erkläre er ſich dagegen, daß man das Examenweſen zu 
einer Beſchäftigung für die Univerſitätslehrer mache; die Examinatoren ſeien 
Sachverſtandige, alſo hochgebildete praktiſche Juriſten, daß man die 
Thätigkeit dieſer beſonders qualificirten Sachverſtändigen bezahle, ſei durch⸗ 
aus ſachgemäß; ſeſtes Gehalt der Examinatoren aber nicht zu billigen. Grade 
die juriſtiſchen Examinationskoſten ſeien überaus unerheblich, der Staat 
ſchenke den Examinanden dabei etwas, und Beſchwerden darüber ſeien nicht 
berechtigt. — Würden aus den Graminationsfoften amtliche Emolumente, 
ſo würden ſie einerſeits ſehr ſchmal bemeſſen werden und andrerſeits bald 
in die Rubrik der ſogenanten „Neheneinnahmen“ fallen, und darunter das 
Examinationsweſen ſelbſt leiden. Er meine, man müſſe nicht ſo oft und 
nicht ſo Vieles examiniren, zweimal aber ordentlich. Eine ſolche Reform 
werde aber unmöglich, wenn man den von der Commiſſton gewählten Weg 
einſchlage. — Er bitte die zweite Hälfte des Commiſſions⸗Antrages, die ganz 
unmotivirt ſei, auch in der Sybelſchen Faſſung abzulehnen. — Abg. Flie⸗ 
gel erklärt ſich gegen den Antrag der Commiſſion, weil derſelbe vor die 
Unterrichts⸗ und nicht vor die Budget⸗Commiſſion gehöre. 

Abg. Reichenſperger (Beckum) rechtfertigt ſich gegen die Behauptung 
daß er den Stand der Profeſſoren verdächtigt habe. Nach ſeiner Erfahrung 


ſei es für die Beamten dringend nothwendig, daß ſie zunächſt gewiſſerma⸗ 


ßen ihre Brodtſtudien recht gründlich durchmachten, und von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus möge man nicht ſo ernſt gegen die Zwangscollegien auftre⸗ 
ten. Die Sache bedürfe einer gründlichen Berathung, die hier nicht eintre⸗ 
ten könne. — Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. 

Der Berichterſtatter Abg. Schubert hält die Budget⸗Commiſſion wohl 
geeignet zur Erledigung der vorliegenden Frage, da dieſelbe aus Män⸗ 
nern zuſammengeſetzt ſei, welche die Angelegenheit nach allen Seiten hin zu 
erörtern geeignet ſeien. Faſt alle Univerſitäten hätten ſich ee gegen 
den Collegienzwang ausgeſprochen, und wenn dem fo jei, jo könne das 
Haus wohl die Angelegenheit der Regierung zur Beachtung unterbreiten. 


Bei der Abſtimmung wird der erſte Theil des Commiſſions⸗Antrages 
mit großer Majorität angenommen, der zweite Theil deſſelben wie das 
Amendement v. Sybel jedoch abgelehnt. 1 ß 

Zu Tit. 21 (Juſchuſſe zu Gymnaſien und Realſchulen) hat die Commiſſ. 
folgenden Antrag geſtellt: „Das Haus wolle beſchließen, die Staatsregie⸗ 
rung aufzufordern, im Hinblick auf Art. 21 und 24 der Verfaſſung, ſoweit 
nicht die Satzungen ſpezieller Stiftungen entgegenſtehen, den confeſſionellen 
Charakter der höheren Unterrichtsanſtalten, unter ſteter Pflege des confeſſio⸗ 
nellen Religions- und theologiſchen Unterrichts, zu beſeitigen.“ 

Abg. Schulz (Borken) gegen dieſen Antrag, weil derſelbe weder genü⸗ 
gend vorberathen noch correct genug gefaßt ſei. Bei der Berathung des 
Budgets hätte nicht an einen ſo weit greifenden Antrag gedacht werden 
ſollen. Wäre der Antrag als ſelbſtändiger Antrag e worden, ſo 
würde Niemand daran gedacht haben, ihn der Budget⸗Commiſſion zu über⸗ 
weiſen; es fehle bei demſelben jeder Zuſammenhang mit dem Budget und 
eine genügende und gründliche Berathung deſſelben wäre in der Commiſſion 
ar nicht möglich geweſen, denn die Staatsregierung, die von einem ſolchen 
2 keine Ahnung gehabt, hätte ihre Anſicht darüber nicht darlegen 
können. Wäre dies a ſo würde die Commiſſion wahrſcheinlich zu 
einem anderen Beſchluſſe gekommen ſein. Der Antrag ſei aber auch nicht 
erechlfertigt. Wie man aus der Verfaſſung eine Folgerung auf den con: 
eifionellen Charakter der Lehranſtalten ziehen könne, ſei ihm völlig unbegreif: 
lich. Die Entſcheidung hierüber könne nur in dem verheißenen Unterrichts: 
Geſetze getroffen werden. Durch eine Vermiſchung des confeſſionellen Cha: 
ralters werde man keine tolerante Schüler erziehen; dieſe würden gleichgiltig 
werden gegen ihre Confeſſion und nur durch ihre Gleichgiltigkeit tolerant er⸗ 
ſcheinen. Die Schulen hätten die Aufgabe, gute Menſchen zu erziehen, und 
dies könne von der religiöſen Erziehung nicht getrennt werden. Durch den 
Commiſſions⸗Antrag würde man den Schülern den beiten Halt ihrer Sitt⸗ 
lichkeit und ihres religidſen Glaubens rauben. Die Commiſſion habe keine 
Veranlaſſung zu ihrem Antrage; Klagen über den confeſſionellen Charakter 
der Lehranſtalten ſeien noch nicht laut geworden. Er bitte deshalb, die 
Entſcheidung über dieſe Frage bis zur Berathung des Unterrichtsgeſetzes 
dee a a - 

bg. Techow: Die Commiſſion habe wohl Veranlaſſung gehabt, ſich mit 
rage zu beſchäftigen, denn es handelte ſich dabei um erhebliche Zu⸗ 
ſchüſſe zu den Lehranſtalten. Die Anſtalten würden ſtets als evangelische 
und katholiſche bezeichnet, und die Commiſſion hätte zu prüfen gehabt, ob 
dieſe Bezeichnung den Bedingungen ihrer Stiftung entspreche. Art. 21 der 
Verfaſſungs⸗Urkunde ſage nicht das Mindeſte über den confeſſionellen Cha⸗ 
rakter der Lehranſtalten, und nur der Art. 24 nehme denſelben für die 
Volksſchulen in Anſpruch; hieraus ergebe ſich, daß die höheren Lehranſtalten 
von dem confeſſionellen Charakter frei fein ſollen. Wenn auch die Eltern 
der Schüler noch nicht geklagt hätten, ſo wären doch vielfache Klagen der 
Patrone eingegangen. Der Antrag der Budget⸗Commiſſion liege im Intereſſe 
der Gymnaſien. Die ſtrenge Scheidung der Confeſſionen habe ſich aus der 
Schule in das Leben übertragen. 2 
„Cultusminiſter v. Mühler: Die Staatsregierung könne ſich dem Antrage 
nicht unbedingt anſchließen. Der Charakter der Schule könne nur aus der 
Summe von hiſtoriſchen Momenten feitgeltellt werden; die Commiſſion ſei 
in einen juriſtiſchen Fehler verfallen, indem ſie die Beſtimmung der Schulen 
abhängig mache von den Worten der Stiftungs⸗Urkunde. Das ſei aber nicht 
as einzige Moment, ſondern es müſſe die ganze hiſtoriſche Entwickelung 
der Anſtalt in Betracht gezogen werden. Nach dieſen Prinzipien ſei die 
Staatsregierung verfahren, ſie habe die Unterrichts⸗Anſtalten, für welche ein 
beſtimmter confeſſioneller Charakter nachweisbar darin erhalten. Ebenſo 


habe die lebendige Entwickelung dahin geführt, auch Anſtalten ins Leben zu 
rufen, welche keinen confeſſionellen Charakter haben, und die Staatsregie⸗ 
rung ſei einer Entwickelung nach dieſer Seite hin nicht prinzipiell entgegen⸗ 
getreten, und dieſen Weg werde die Regierung auch künftig verfolgen; es 
könne aber die Beurtheilung der einzelnen Anſtalten nicht von den Worten 
der Stiftungs⸗Urkunden abhängig gemacht werden, ſondern nur von der 
Summe der hiſtoriſchen Momente. Abg. v. Auerswald gegen den Antrag 
aus formalen Gründen: er halte denſelben für ſehr bedeutend, er habe auch 
ſeine volle Sympathie, aber der Antrag hänge mit der Aufgabe der Budget⸗ 
Commiſſion nicht im Entfernteſten zuſammen, und eine Pflicht zur Stellung 
deſſelben lag ihr nicht ob. Er würde vorſchlagen, den Antrag an die Uns 
terrichts⸗Commiſſion zu verweiſen, dies würde aber zu keinem Erfolg mehr 
führen bei dem nahe bevorſtehenden Schluß der Seſſion. Wohin ſolle das 
führen, wenn dem Hauſe ſo weitgreifende Anträge ſo unvorbereitet vorgelegt 
würden? Im Intereſſe der Sache empfehle er die Ablehnung des Antrags. 

Abg. v. Sybel weiſt den Zuſammenhang des Antrages mit dem Etat 
nach. Die Comm. habe bier ihre Ueberzeugung ausgeſprochen, daß das 
Geld zu bewilligen ſei, für confeſſionsloſe und nicht für confeſſionelle Schu⸗ 
len. Er verſtehe nicht, wie man den Antrag als einen unerwarteten bezeich⸗ 
nen könne, da die Frage ſchon mehrmals im Haufe eingehend erörtert wor⸗ 
den. Die Staatsregierung hätte wohl erwarten können, daß der Antrag zur 
Sprache kommen würde. Wolle man den Charakter der Schulen in dem 
Sinne entſcheiden, wie der Cultusminiſter ausgeführt habe, ſo müßte man 
die Entwickelung des 19. Jahrhunders umgehen, man müſſe auf den weſt⸗ 
fäliſchen Frieden, auf den Reichsdeputationshauptſchluß zurückgreifen. Die 
Comm. ſei der Anſicht, daß es nur auf die Beſtimmungen der Stiftungs⸗ 
Urkunden ankommen könne. Die allgemeinen Sätze der Religiöfität hätten 
alle Confeſſionen gemein, und dieſe ſollten auf den Schulen gelehrt werden; 
die confeſſionelle Scheidung ſei nicht etwas Althergebrachtes, ſondern etwas 
neu Octroyirtes (Bravo). Im Intereſſe der religidſen Ausbildung und der 
wiſſenſchaftlichen Entwickelung bitte er um Annahme des Comm.⸗Antrages, 
denn es ſei eine politiſche, wiſſenſchaftliche und religiöſe Pflicht, ſich zu dem 
Schritte endlich zu entſchließen, der den Unterricht aus den Händen der Con⸗ 
feſſionen nehme, und dadurch einen We g Prozeß, der durch Jahr⸗ 
hunderte hindurch gehe, endlich zum Abſchluß bringe (Beifall). 

Der Cultus miniſter: Der Abg. für Crefeld habe vornehmlich im In⸗ 
tereſſe der Wiſſenſchaft den Commiſſions⸗Antrag empfohlen; er habe aber 
vergeſſen, daß noch ein anderes Intereſſe exiſtire, das der Gerechtigkeit. Der 
weſtfäliſche Friedensſchluß ſei auch zwiſchen Deutſchland und auswärtigen 
ächten, aber namentlich und vor allem zwiſchen den beiden großen ſtreiti⸗ 
gen religidſen Parteien erfolgt. Man dürfe die Verpflichtungen, die dort 
eingegangen, nicht aus den Augen ſetzen und damit den Boden der Gerech⸗ 
tigkeit verlaſſen. 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Zunächſt ſchließe er ſich allen Anſich⸗ 
ten an, die der Abg. v. Auerswald geltend gemacht habe. Dann wende er 
ſich gegen den Abg. für Crefeld, der ſo viel durch einander gemiſcht habe, 
daß er den chemiſchen Prozeß der Scheidung nicht ſoſort vollziehen könne. 
Unter Anderm ſei es ſeltſam genug, daß weder Herr v. Sybel noch die Com⸗ 
miſſion an den Art. 15 der Verfaſſung gedacht hätten, welcher ausdrücklich 
vorſchreibe, daß die evangeliſche und römiſch⸗katholiſche Kirche, ſo wie alle 
andern Religionsgeſellſchaften im Beſitz ihrer u Wohlthätigkeitsanſtalten 
u. |, w. beſtimmten Fonds verbleiben ſollten. ie confeſſionelle Scheidung 
ſei im Uebrigen nicht nur für die Schüler, ſondern auch für die Lehrer zu 
empfehlen. Es ſei bei allen Lehrgegenſtänden der confejlionelle Charakter 
des Lehrers in Betracht zu ziehen. Selbſt bei der Mathematik ſei dieſer 
Umſtand nicht ohne Belang, denn alles Lehren reduzire ſich auf die Grund⸗ 
frage über das Verhältniß zwiſchen Gott und Menſchen. (Heiterkeit.) Wenn 
man den Lehrern den confeſſionellen Charakter nehme, ſo müßten ſich die 
Herren Profeſſoren auch nicht als politiſche Charaktere hinſtellen. Es käme 
ſonſt leicht, daß ein N05 Profeſſor Geſchichte nach politiſchen Tendenzen 
mache. (Heiterkeit) Toleranz jei zu wünſchen, die wolle er auch, aber man 
würde ſie nicht mit den von der Commiſſion empfohlenen Mitteln erzielen. 
Er empfehle die Verwerfung des Comm.⸗Antrages. 

Abg. Schulze (Berlin): Man habe geltend gemacht, daß die Frage nicht 
bei dieſer Gelegenheit, nicht bei der Budgetverhandlung erörtert werden dürfe, 
ſondern bei Gelegenheit der Discuſſion des Unterrichtsgeſetzes. Er gehöre 
nun freilich nicht zu den älteſten Mitgliedern des Hauſes, aber ſo lange er 
in demſelben ſitze, ſei ſtets die in der Commiſſion befolgte Praxis inne ge⸗ 
halten worden. Die materielle Seite der Frage habe der Abgeordnete für 
Crefeld erſchöpft; er habe alle Momente, die für den Antrag ſprächen, über⸗ 
zeugend hervorgehoben. Man könne ſich, wolle er noch hinzufügen, nicht 
verhehlen, daß das Bedürfniß, ſich religiös zu bilden, durch das confeſſionelle 
Element, und man könne keins ausnehmen, in gewiſſer Weiſe getrübt wor⸗ 
den. Wenn das Prinzip der Gerechtigkeit angerufen ſei, ſo könne man das 
suum cuique gerade zu Gunſten des Antrages geltend machen, dem Staate 
gehöre die Schule. Dem Rechtsboden, den man in Verträgen von mehreren 
hundert Jahren ſuchen wolle, könne nicht eine ſolche Kraft eingeräumt wer⸗ 
den, daß er gegen den Geiſt der lebenden Zeit ſich kehren dürfe, um die vor⸗ 
geſchrittene Bildung in den Zuſtänden einer verſunkenen Epoche feſt 77 5 
— Abg. Dr. Zehrt ſpricht gegen den Antrag und wendet ſich mit Heftigkeit 
gegen die Ausführungen des Herrn v. Sybel, dem er bemerkt, daß die Lumpen 
und Lappen, mit denen er neulich ſo freigebig geweſen, wohl kaum hin⸗ 
reichen würden, die Blößen ſeiner hiſtoriſchen Ausführungen über das gegen⸗ 
wärtige Thema zu decken. Der Antrag enthalte eine ſchwere e 
gegen die proteſtirt werden müſſe, ſo viel man irgend proteſtiren könne. Er 
ſei ſogar eine Verfaſſungsverletzung, und gegen den Verſuch, die Kinder in 
ſolchen confeſſionsloſen Schulen zu convertiren, ſei die Praxis, die Julian, 
der Abtrünnige, ſeiner Zeit gegen die Chriſten angewendet, eine ſehr milde 
geweſen. Der Antrag auf Schluß der Debatte wird geſtellt und ee 
men. Der Referent Abg. Dr. Schubert reſumirt die Debatte und empfiehlt 
die Annahme des Commiſſionsantrages. Man wolle nicht rauben, was An⸗ 
deren gehöre, aber man wolle bei allen Anſtalten, die neu gegründet wür⸗ 
den, oder auf denen nicht beſtimmte Verpflichtungen ruhten, Toleranz und 
Gleichſtellung der Confeſſionen einführen. — Abg. v. Sybel bemerkt per⸗ 
fönlih: Nicht das chriſtliche Weſen wolle er aus den Schulen verbannen, 
nur diejenige Seite der chriſtlichen Religion pflegen, welche die Confeſſionen 
einigt, nicht die, welche ſie trennt; auch wolle ſein Antrag nicht den ver⸗ 
ſchiedenen Kirchen den Genuß der in ihrem Beſitze befindlichen Schulen, 
Anſtalten und Stiftungen entziehen; ſolche Schulen gebe es in Menge nach 
Art. 22 der Verf.; ſie ſeien völlig verſchieden von den Staatsſchulen, und 
für dieſe Schulen dem Staat das Recht der Anſtellung von Lehrern ohne 
Rückſicht auf die Confeſſion zu beſtreiten, das ſei eine petitio principü, — 
Der Antrag der Commiſſion wird mit großer Majorität angenommen. 

Unter demſelben Titel hat die Commiſſion noch den Antrag geſtellt, daß 
das Haus beſchließen möge, „den Zuſchuß von 5400 Thlr. für die Ritter · 
. zu Brandenburg im Etat für 1862 als künftig wegfallend zu bes 

eichnen.“ 

Der Abg. Tweſten hat dazu das Amendement geſtellt, daß an Stelle 
der Worte für 1862 als „künſtig wegfallend“ zu ſetzen „vom 31. Dezbr. 


1862 ab wegfallend.“ 3 3 

Bei Eröffnung der Debatte giebt der Kultusmi niſter eine Ueberſicht 
der Verhandlungen, welche der Neubegründung der Ritterakademie vorherge⸗ 
gangen, und ſucht dadurch zu beweiſen, daß die Regierung rechtliche Ver⸗ 
bindlichteiten eingegangen ſei, welche ſie einhalten müſſe, wenn ſie nicht dem 
Vorwurf verfallen wolle, daß ſie Treu und Glauben nicht halte, ganz ab⸗ 

eſehen davon, daß ſie Gefahr laufe, durch gerichtliche Entſcheidung zur Er⸗ 
üllung ihrer Zuſagen angehalten zu werden. 

Abg. Tweſten ee dieje Ausführungen, was den Rechtspunkt be- 
trifft, und hebt hervor, daß die Ritterakademie mit unverhältnißmäßigen 
Koſten die dürftigſten Reſultate erziele. Sie habe jetzt nur 25 Alumnen und 
ür jeden derſelben werde aus Staatsmitteln ein jährlicher Beitrag von 216 

hir. gewährt. Pflicht des Hauſes ſei es, ein ſolches A5 ſo ſchnell als 
möglich zu Grabe zu tragen. Wenn die Rittergutsbeſitzer fie fortbeſtehen 
laſſen wollten, ſo mochten ſie dies aus eigenen Mitteln thun. Der JA 
aus Staatsmitteln müſſe aufhören. Was ſein Amendement beträfe, jo hätte 
er daſſelbe geſtellt, weil der Ausdruck „künftig wegfallend“ zu unbelt ulg 
und dehnbar ſei. Im Militäretat ſeien verſchiedene Poſten tieberbolt e 
künftig wegfallend bezeichnet worden, deshalb wolle er einen e r⸗ 
min und bitte im Uebrigen um Annahme des Commiſſions⸗Antrages. 


* 


Abg. v. Benda (zuerſt völlig unverſtändlich): Er wolle nur darthun, daß 
die Ritterſchaft nie gegen den Fiscus klagen könne, wie dies der Miniſter 
befürchten zu müſſen glaube. Die Ritterakademie ſei nie ein ſtändiſches 
Stift geweſen, ſondern von dem Domſtift in Brandenburg gegründet. Sie 


ſei im Jahre 1849 aufgehoben worden und erſt im J. 1856 neu begründet. ten Artillerie⸗ f — 
ſelben hierher zurückgekehrt. — Mit dem 1. Oktober beginnt auch bei | Breslau, 


Der Zuſchuß, der damals aus Staatsmitteln geleitet, ſei aber nur für 
ein Jahr bewilligt und ſeitdem Jahr für Jahr ausdrücklich erneuert worden. 
Schon 1861 aber wäre die Regierung aufgefordert worden, die Verhält⸗ 
niſſe zu der kurmärkiſchen Ritterſchaft ſo zu regeln, daß der Zuſchuß des 
Staates künftig wegfallen könne. Die Regierung habe dies nicht gethan, 
und es ſei zu bedauern, daß ſie den Ausſchreitungen der ſtändiſchen Beſteue⸗ 
rung überhaupt nicht energiſch entgegentrete. — Der Kultus miniſter 
zeigt durch Vorleſung des ſtenographiſchen Berichts, daß bei Bewilligung 
der erſten 5400 Thlr. der Antrag der Comm. auf eine bedingte Wann a 
abgelehnt, und dagegen ein Amendement für unbedingte Bewilligung au 
ein Jahr angenommen worden ſei. Abg. Oſterrath wendet ſich mit einer 
kurzen Bemerkung gegen den Antrag der Commiſſion, die 5400 Thaler als 
„künftig wegfallend“ zu bezeichnen, dem er übrigens nur formell widerſpricht. 

Abg. v. Vincke (Stargardt) für den Commiſſions⸗Antrag: Die Stände, 
welche die Ritterakademie geſtiftet, exiſtirten nicht mehr, die jetzigen Stände 
ſeien jedenfalls nicht deren Rechtsnachfolger. Von 1848 bis 1856 ſei die 
Akademie nicht in der Auflöſung geweſen, wie der Miniſter behaupte, ſie ſei 
vielmehr aufgehoben geweſen. Es handle ſich alſo nur um das, was 
nach 1856 liege. Mit der Ritterſchaft der Kurmark als ſolcher konnte nicht 
contrahirt werden, weil fie keine juriſtiſche Perſon; deshalb würde fie auch 
jetzt gegen den Fiscus nicht klagen können, wenn das Haus den Zuſchuß 
nicht ferner bewillige. Die Bewilligung deſſelben habe alljährlich von Neuem 
zu erfolgen, und zwar nur auf ein Jahr. Wenn der Cultusminiſter an die 
Ablehnung der „bedingten“ Bewilligung erinnert habe, ſo geht aus dem da⸗ 
maligen Beſchluſſe nur hervor, daß die Bewilligung „unbedingt auf ein 
Jahr“, aber nicht in infinitum erfolgt ſei. — Redner wendet ſich ſchließlich 
gegen einzelne Ausführungen der Vorredner, will indeß den Zuſchuß nicht 
unbedingt ſchon am 31. Dezember d. J. aufhören laſſen, vielmehr im Inte⸗ 
reſſe der einmal angeſtellten Lehrer denſelben auch noch darüber hinaus 
dauern laſſen, ohne indeß ein beſtimmtes Amendement deshalb zu formuliren. 

Abg. Parriſius (Brandenburg): Er habe in der Commilhlon den An: 
trag geſtellt, die 5400 Thlr. für 1862 als künftig wegfallend zu erklären, für 
1863 abzuſetzen. Da man nun nicht mehr in der Lage ſei, das Budget für 
1863 mitzuberathen, jo ſei kein anderer Ausweg geblieben, als das Tweſten⸗ 
ſche Amendement, welches er anzunehmen bitte. — In der Sache ſelbſt ge⸗ 
nüge ſeines Erachtens ein Zeitraum von 3 Monaten, um die Regulirung 
der Verhältniſſe der Ritterakademie zu bewirken. Etwaige weitere Zuſchüſſe 
bis zur n der Lehrer könnten im Budget von 1863 fate 
bewilligt werden. Die Lehrkräfte ſeien jedoch ſo ausgezeichnet, daß dieſelben 
ſehr bald an andern Anſtalten eine genügende Stellung finden würden. 

Es handle ſich, da eine rechtliche Verpflichtung nicht vorliege, nur darum, 
ob die Verwendung der 5,400 Thlr. zweckmäßig ſei. Das ſei nicht der 
Fall. Denn es werde in der Ritterakademte ein Kaſtengeiſt erzogen, ähnlich 
wie in den Kadettenhäuſern. Dazu dürfe man Staatsgelder aber nicht ver: 
wenden. Er bitte um Annahme des Amendements Tweſten. — Nach eini⸗ 
gen kurzen Bemerkungen des Abg. Oſterrath ergreift nochmals das Wort 
der Cultusminiſter: Er ſehe nicht ab, wie man dem Director und den 
Lehrern weiter gerecht werden ſolle, wenn ſchon am 1. Jan. 1862 der Zu: 
ſchuß aufböre, er glaube nicht, daß dieſelben ſofort wieder eine Anſtellung 
würden finden können. 

Nach einer periönlihen Bemerkung des Abg. v. Benda erklärt Abge⸗ 
ordneter Gr. Schwerin ſich für den Comm. Antrag, aber gegen das Amen⸗ 
dement Tweſten, weil er nicht glaube, daß ſchon am 1. Jan. 1863 die Sache 
werde geregelt werden können. Es genüge, der Regierung den Wunſch des 
Hauſes zu erkennen zu geben, ohne ihr das Meſſer an die Kehle zu ſetzen. 

Abg. v. Patow: Es ſei ein bedenkliches Präcedens, in einem ſpeciellen 
Falle noch eine Ausgabe als nur für ein Jahr bewilligt zu bezeichnen, da 
doch alle Ausgaben nur in dieſer Weiſe bewilligt würden, und ſo die Re⸗ 

ierung gewiſſermaßen zu zwingen (wie Parriſius wolle), Ausgaben ohne 

2 der Landesvertretung zu machen. In dem Amendement 
Tweſten liege eine große Härte gegen Lehrer und Schüler der Anſtalt; um⸗ 
ſomehr, als der Receß mit der Ritterſchaft nicht unbedingt ungiltig, ſondern 
nur zweifelhaft ſei. 

Referent Abg. Schubert befürwortet ſchließlich noch den Comm.⸗Antrag. 
Hierauf wird das Tweſtenſche Amendement abgelehnt, der Comm.⸗Antrag 
faſt einſtimmig angenommen. 2 EN 

Zu Tit. 21 hat Abg. Wachler einen von 18 Mitgliedern unterſtützten 
Antrag geſtellt, dahin: „in Erwägung, daß zum Bau der mit dem königl. 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Gymnaſium zu Berlin verbundenen Realſchule ohne Ge⸗ 
nehmigung der Landesvertretung Schulden contrahirt find, wolle das Haus 
die Erwartung ausſprechen, daß der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegen⸗ 
heiten in der nächſten Seſſion der Landesvertretung die geeigneten Anträge 
ſtellen werde, um dieſe Angelegenheit in einen verfaſſungsmäßigen Zuſtand 
überzuleiten.“ — Abg. Wachler für ſeinen Antrag: die Erhöhung des 
Schulgeldes an der Realſchule habe ſtattgefunden, um die Lehrer derſelben 
den übrigen am hieſigen Ort gleichzuſtellen; jetzt verwende man einen Theil 
derſelben nebſt einem Theil des Staatszuſchuſſes zur Amortiſirung von Bau⸗ 
ſchulden. Die Lehrer ſeien jetzt im Gehalt mit ihren Collegen in Berlin 
gleichgeſtellt, er müſſe aber den Punkt betonen, daß man ohne Conſens der 
neun 20,000 Thlr. Bauſchulden contrahirt und hypothekariſch 
ſicher geſtellt habe. Ein Curatorium exiſtire nicht, das vorgeſetzte Schulcol⸗ 
legium habe dabei nicht mitgewirkt; das Provinzial⸗Schulcollegium habe die 
Schuld ſelbſtändig contrahirt. Da die Anſtalt 9000 Thlr. Staatszuſchuß er⸗ 
halte, hätte ſich die Budgetcommiſſion wohl um die Sache kümmern können. 
Deshalb wolle er dieſem Mangel abhelfen. — Der Cultusminiſter: Die 
rechtliche Vertretung der Realſchule gebühre dem Provinzial⸗Schulcollegium. 
Dieſes habe die Schuld (im J. 1854) contrahiıt, weil die Vermögensver⸗ 
bältnifje der Anſtalt dies geftatteten und der Bau dringend nothwendig war. 
Die Sache werde ſich ohne alle Betheiligung der öffentlichen Finanzen ab⸗ 
wickeln; deshalb bitte er den Antrag abzulehnen. — Unter Ablehnung des 
Antrags des Referenten auf die Verweiſung an die Budgetcommiſſion 
und eines Antrags des Abg. Parriſius (Brandenburg) auf Verweiſung 
an die Juſtizcommiſſion, da es ſich um eine Rechtsfrage handle, wird der 
Wachlerſche Antrag mit großer Majorität angenommen. 

Ruf nach Vertagung; dieſelbe wird beſchloſſen. Schluß der Sitzung 3 Uhr. 
Nächſte Sitzung morgen 9 Uhr; Fortſetzung der heutigen Berathung. 


Berlin, 28. Sept. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
geſtern Mittag in Allerhöchſtihrem Palais dem großherzoglich mecklen⸗ 
burg⸗ſchwerinſchen General⸗Lieutenant v. Sell eine Privat⸗Audienz zu 
ertheilen und aus deſſen Händen ein Schreiben Sr. konigl. Hoheit des 
Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwerin entgegenzunehmen geruht, 
wodurch er in der Eigenſchaft eines außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſters am hieſigen allerhoͤchſten Hofe beglau: 
bigt wird. 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: Dem bisherigen 
Landrath des Kreiſes Teltow, Major a. D. und Ritterſchafts-Direktor 
Leo Wilhelm Robert Carl von dem Kneſebeck auf Jünsdorf, den 
rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, dem Lehrer Grie— 
goleit an der höheren Toͤchterſchnle in Gumbinnen, den rothen Adler: 
Orden vierter Klaſſe, dem Eiſenbahn⸗Stations⸗Chef Gallia zu Auſſig 
in Böhmen, den königl. Kronen-Orden vierter Klaſſe, jo wie dem 
Küfter und Schullehrer Kamieth zu Schwieſau, im Kreiſe Gardelegen, 
und den Schullehrern Schneider zu Riegersdorf, im Kreiſe Neuſtadt, 
Regierungs⸗Bezirk Oppeln, und Zimmer zu Halbendorf, im Kreiſe 
Grottkau, das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; ferner den Lande 
gerichts⸗Referendarius Verborg zu Düſſeldorf, der von der dortigen 
Stadtverordneten⸗Verſammlung getroffenen Wahl gemäß, als erſten 
beſoldeten Beigeordneten der Stadt Düffeldorf auf eine zwölflährige 
Amtsdauer zu beſtätigen. (St.⸗A.) 

Berlin, 30. Sept. [Vom Hofe.] An dem heutigen Geburts⸗ 
feſte Ihrer Majeſtät der Königin zogen die Wachen und Wachtpo⸗ 
ſten im Parade-Anzuge auf. In vielen Straßen waren Häufer mit 
Fahnen in den preußiſchen und weimariſchen Farben dekorirt. — Se. 
fg H. der Kronprinz wird im Laufe der anderen Woche auf einige 
Tage hier erwartet. Um dieſe Zeit ſoll es ſich auch entſcheiden, 


Ausführung komm. ˖ 
(Kriegs⸗Academie.] Morgen beginnt wieder der Unterricht 
bei der Kriegs⸗Academie; die Offiziere derſelben, welche während der 


eine direkte Staatsunterſtützung nie erhalten, vom landwirthſchaftl. 


in Summa 650 Thlr., von hieſiger Comm 


Maße der Unterſtützung, da noch 


a ſchon jetzt ift; zumal tritt in der neueſten Zeit die Armuth der 
im 
ber ſelbſt in den ärmlichſten Hütten Seidenzucht, größtentheils mit Erfolg, 
treiben, findet ſich in erfor Kr. Strehlen. Das landwiriſchaftiche verfaſſungsmäßig nothwendig ſei. 
Miniſterium hat die Coconsprämien wegfallen laſſen; dieſelben betrugen vom 
Jahre 18451801 21,000 Thlr. 16 Sgr. 9 Pf. wünſchenswerth iſt 
eine gleiche Summe zur Prämürung gut gehaltener Maulbeerhecken und Plan⸗ 
tagen für alle Provinzen je nach Bedürſniß, und nicht mit Vorzug einer 
Provinz überwieſen würde. Ohne aner läßt ſich keine Seide pro⸗ 
ob] duciren, und die Surrogate und die übrigen Sp 
die Reife der hohen Herrſchaften nach der Schweiz, Italien ꝛc. zur] producirenden Raupen find Spielereien. Kräftiges Maulbeerlaub — 
Grains — rationelle Züchtung, das iſt Alles — was wir wünſchen. 
Uebrigen iſt der Jahresbericht des brandenburger Vereins ſehr intereſſant, 
und die Denkſchrift, die darin enthalten iſt, wichtig, nicht allein für dieſe, 
ſondern auch für alle Provinzen. 


2316 
dreimonatlichen Ferien zu ihren Truppentheilen zurückgetreten oder be: 
urlaubt waren, ſind größtentheils heute hier wieder eingetroffen. — 


Eben fo find auch die während der jetzt beendeten Ferien der vereinig⸗ in Pariſer Linien, die Tempera⸗ 


und Ingenieur⸗Schule beurlaubt geweſenen Offiziere der⸗ 


der Central⸗Turn-Anſtalt ein neuer Unterrichts⸗Curſus für Offiziere; Berlin, 29. Sept. 2 U 
die dazu commandirten Offiziere find ebenfalls heute hier eingetroffen. Wien, en 


[Bu dget:Antrag des Abg. v. Forkenbed.] 
ſitzung der Wee beantragte Abg. v. Fo 
die beiliegende Reſolution. 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

In 1 
> 00 an Ausgaben des Staates verfaſſungsmäßig nur auf Grund des 
jedes Jahr im . ) 
auf Grund beſonderer Geſetze reſp. Bewilligungen des Landtages geleiſtet 
gerechtfertigt werden können, 
daß 8 5 die königl. Staatsregierung nicht berechtigt iſt, auf Grund eines 
für ein früheres Jahr feſtgeſtellten Staatshaushalts⸗Etats in einem nachfol⸗ 
genden Jahre Ausgaben zu beſtreiten; 
in fernerer Erwägung: 

daß die erfolgte Zurückziehung des vorgelegten, bereits größtentheils durch⸗ 
berathenen Etats pro 1863 und ein längeres Hinausſchieben der Vorlage eines 
neuen Etats die bisherige mißbräuchliche Verwaltung ohne vorgängige Feſt⸗ 
ſtellung des Etats verlängert und das Recht der Landesvertretung auf vor⸗ 
herige Feſtſtellung des Etats gefährdet, 

g N eine rechtzeitige Feſtſtellung des Etats pro 1863 noch ausführ⸗ 
ar erſcheint; 
! in endlicher Erwägung: 


yr der heutigen Abend 
rkenbeck als Referent 


daß in Folge der unterm 29 c. abgegebenen Erklärung der königl. Staats- Aktien⸗Cert. 244, 50 


Regierung die Befürchtung entſteht, dieſelbe werde auf ihre Verantwortung 
die Ausgaben für die Kriegsbereitſchaft des Heeres fortſetzen, deren Ableh: 
nung für das Jahr 1862 bereits durch das Haus der Abgeordneten erfolgt 
iſt und pro 1863 nach der eigenen Anerkenung der königl. Staats⸗Regierung 
zu erwarten iſt, 


oraus zu vereinbarenden Elat⸗Geſetzes oder ausnahmsweiſe] Zproz. Rente 70, 20. 
oder 71, 85. Zproz. Spanier 49%. 


IN 5 te ' 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. 5 Luft⸗ Wind⸗ 
7 ne Tempe⸗ richtung und Wetter. 
0 ratur. Stärke. 


tur der Luft nach Reaumur. 
—— 


30. Sept. 10 U. Ab. 333,47 |+13,6 | ED. 1. Wolkig. 

1. Oktbr. 6 U. Morg.] 333,23 10,2 W. 1. Trübe. 
336,59 720,7 S. 1. Halbheiter. 

28. Sept. 10 U. Abds.] 332,70 12,0 NND. 0. Heiter. 


Waſſerſtand. ? 
Breslau, 1. Okt. Oberpegel: 12 F. 10 3. Unterpegel: — F. 8 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten 
Paris, 30. Sept., Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete zu 70, 15, fiel 


für auf 70, 05 ſtieg auf 70, 30 und ſchloß belebt zur Notiz. Schluß⸗Courſe: 


Italieniſche 5proz. Rente 
Iprz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſen⸗ 
bahn⸗Altien 500, Eredit⸗mobilier⸗Aktien 1097. Lomb. Eiſenbahn⸗Altien 621, 
Oeſterreich. Credit⸗Aktien —. ; 

London, 30. Sept., Nachm 3 Uhr. Silber 61%. Regen. — Conſols 
93%. Iprz. Spanier 45. Mexikaner 34%. Sardinker 83. 5prz. Ruſſen 95. 
a. Ruſſen 94%. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% Sch., Wien 12 Fl. 

2 
London, 30. Septbr. Mit dem Dampfer „Norwegian“ eingetroffene 
Nachrichten aus Newyork vom 20. d. M. melden: in Newhork war der Wech⸗ 
ſel⸗Cours auf London 129, Gold⸗Agio 17%, Baumwolle feſt, 54, Mehl war 
am 20. 5, Weizen 1 gewichen. 5 . 

Wien, 30, Sept. Mitt. 12 Uhr 30 Min. Weniger Geldmangel. Sproz. 
Metall. 71, —. 4 proz. Metall. 62, 75. Bank⸗Aktien 794. Nordbahn 
191, 30, 1854er Looſe 90, 50. National⸗Anleihe 83, —. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Creditaktien 217, 70. London 124, 40. Hamburg 


4 proz. Rente 97, 95. 


92, 70. Paris 49, 30. Gold —, —. Silber ,-. Böhmiſche Wertbahn 
251 70 Lombardiſche Eiſenbahn —, —. Neue Looſe 131, 25. 1830er 
onje 90, —. 


Hamburg, 30. Sepibr., Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Börſe ruhig. 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 65%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 85 


daß daher eine ausdrücliche Wahrung der Rechte der Landesvertretung] Vereinsbank 101) Norddeutſche Bank 28% Rheiniſche 96%. Nordbaßn 


geboten erſcheint, — 
erklärt das Haus der Abgeordneten: 

1) die königl. Staat3-Regierung wird aufgefordert, den Etat 
ro 1863 dem Haufe der Abgeordneten zur verfaſſungsmä⸗ 
igen Beſchlußnahme ſo ſchleunig vorzulegen, daß die Feſt⸗ 
ſtellung deſſelben noch vor dem 1. Jan. 1863 erfolgen kann; 


2) es iſt verfaſſungswidrig, wenn die königl. Staatsregierung Se 
abe verfügt, welche durch einen Beſchluß des Hau: | Schwierigtei eguritung w UM lie: 
geordneten definitiv und ausdrücklich abgelehntſ wunden, die Schluß⸗Liquidation ließ heute wenigſtens nicht erkennen, daß 


eine was 
ſes der A 
worden iſt. 


[Zurechtweiſung.] In der geſtrigen „Neuen Preuß. Ztg.“ iſt dem flüſſig, doch hatten ſich die 1 ı 
Haufe der Abg. ein Vorwurf daraus gemacht, daß es geſtern bei Verlefung | geſteigert. Stückenüberfluß trat im Allgemeinen nicht hervor, 


62%. Disconto 3%. Wien 95, 75. Petersburg 30%. a 
amburg, 30 Sept [Getreidemarkt.] Weizen loco ſeſt, einiges 
Geſchäft, ab auswärts ganz vernachläßigt. Roggen loco feſt, ab Königs⸗ 
berg pr. Frühjahr 76 geboten, disponibel 82. 
Berlin, 30. Sept. Der Monatsſchluß erfolgte heute bei einer günſtigen 
"für faſt alle Arten Effekten und in lebhaftem Verkehr. Die 
ten der Regulirung waren zum größeren Theile geſtern über⸗ 


ihr bedeutende Erſchwerungen entgegenſtanden. Geld war allerdings nicht 
Prolongations⸗Bedingungen gegen geſtern nicht 
im Gegentheil 


der königlichen Ermächtigung zur Zurücknahme des Etats für 1863 ſich nicht | mußten Spekulationspapiere, die zu Deckungen geſucht waren, weſentlich 


von den Sitzen erhoben habe. 


Eine ſolche Ehrfurchtsbezeigung iſt bisher höher bezahlt werden. Am meiſten tritt dies bei Eiſenbahnaktien hervor. 


immer nur bei königlichen Botſchaften üblich geweſen, und auch dann nur | Mit dem Regulirungsgeſchaͤft ging überdies ein ſelbſtſtändiger Umſatz in be⸗ 


nach Vorgang der königlichen Miniſter ſelbſt. 


Am Montag blieben aber, liebteren Papieren 


Hand in Hand, beſonders drängte ſich das Kapital zu 


als Präſ. Grabow die königl. Ermächtigung vorlas, nicht nur die conſerva“] den beim Quartalwechſel regelmäßig vorkommenden Anlagen zu Eiſenbahn⸗ 
tiven Mitglieder des Hauſes, ſondern auch ſämmtliche Miniſter Sr. Prioritäten; Fonds waren matter, aber ſowohl in⸗ als ausländiſche nicht 


Majeſtät des Königs ſelbſt ſitzen. 


* Minden, 29. Sept. [Wahl.] Heute iſt an Stelle Buſchmann's] war noch ſchwer anzukommen. 


Kaufm. Barre aus Lübbeke, Candidat der Fortſchrittspartei, mit 258 
gegen 130 Stimmen gewählt worden. Gegencandidat war Herr 


v. Gerlach. 
Deut ſehland. 
Frankfurt a. M., 29. Sept. [Se. Maj. der König von 
Preußen] traf heute Vormittags gegen 10 Uhr mit dem Schnell: 
zuge der Main-Weſerbahn auf feiner Reiſe nach Baden-Baden in er: 


wünſchteſtem Wohlſein hier ein, und ſetzte nach kurzem Aufenthalte die Berliner Stadt-Obl. .. 1 


Reiſe weiter fort. 

Marburg, 27. Sept. [Miniſter a. D. Haffenpflug] if 
ſo ſchwer krank, daß man jeden Tag ſein Ende erwarten kann. Ein 
neuer Schlaganfall hat in dieſen Tagen die Herberufung der auswär⸗ 
tigen Familienglieder veranlaßt. Der Kranke iſt bewußtlos. 


Frau ensperſon während ihres Verweilens in dem Tanzſaale zum „Fürſten 


ein Roßhaarhut mit kornblauer Garnirung. x 
Gefunden wurden: ein altes rothkarrirtes Kindermäntelchen, ein Schlüſſel 


und eine Scheere. 

Westen Kuen Im Laufe letztverfloſſener Woche ſind hierorts durch 
Scharfrichter⸗Knechte 9 Stück Hunde eingefangen worden. Davon wurden 
ausgelöſt 3, getödtet 3, die übrigen 3 Stück dagegen noch am 29ſten d. M. 
in der Scharfrichterei in Verwahrung gehalten. 

Angekommen: Se. Durchl. Prinz Reuß IX. auf Neuhof. (Pol.⸗Bl.) 


? Breslau, 30. Sept. [(Zum Seidenbau. — Jahresbericht des 
brandenburger Seidenbauvereins. — Parallelen mit dem ſchle⸗ 
ſiſchen Seidenbauverein.] Auch in der Provinz Brandenburg iſt, wie 
in Schleſien, die Seidenzucht in dieſem Jahre verſchieden gerathen; manche 
Züchter haben außerordentlich gute, manche Andere wiederum mißlungene 
Zuchten geliefert; eine außerordentlich gute Züchtung hat die Strafanſtalt zu 
Sonnenburg geliefert, von 5 Lth. Grains 290 Metzen Cocons; bei der Zucht 
daſelbſt war eine gleichmäßige Temperatur von 19 Gr. R. Erfreulich iſt es, 
daß auch dort die durch die oſtaſiatiſche Expedition geſchickten japaneſiſchen 
Grains die beſten Zuchten lieferten, und von Krankheiten des gewöhnlichen 
Seidenwurms verſchont blieben; auch der Seidengehalt der et iſt 
reichhaltiger, trotzdem die Cocons bedeutend Heiner find; der Beſitzer der Cen⸗ 
tral⸗Haspel⸗Anſtalt zu Bunzlau, Herr Friedrich, hat von 1 Metze japa⸗ 
neſiſcher Cocons 5 Loth Seide gewonnen; hier würden alſo auf 1 Pfd. Roh⸗ 
ſeide 6 Metzen Cocons kommen, während man ſonſt von 8 Metzen ca. Pfd. 
Rohſeide gewinnt. Auf dem berliner Coconsmarkt waren 4013 % Metzen 
Cocons, welche pro Metze mit 21—27% Sgr. bezahlt wurden. — In den 
Central-Haspelanſtalten von Haaſe, Rammlow, Huffad, Kieszewsky, 
Ehrhardt, Friedrich find vom Jahre 1852—1861 incl. 195,926 Metzen 
Cocons abgehaspelt worden, welche einen Seidengewinn (pro Pfd. 9 Metzen) 
von 217% Ctr. Rohſeide ergaben. Man kann nun aber annehmen, daß 
viele Cocons zur Grainszüchtung benutzt werden; überhaupt hat die Grains⸗ 
züchtung behufs Verkauf ins Ausland ſehr zugenommen; fo wurden 1860 
von einigen märkiſchen Züchtern 15,468 Loth Grains im Werth von 20,000 Thlr. 
verkauft. Die Erfolge der Seidenzucht ſind alſo nicht ſo unbeträchtlich, als 
Viele geglaubt haben. — Wir kommen nun zur Staatsunterſtützung. Der 
brandenburger Verein hat ſeit 18491861 von 295—1400 Thlr. jährlich, in 
Summa 10,718 Thlr. erhalten; der ſchleſiſche Seidenbauverein hat 


Centralverein hier erhielt er von 1853 — 1862 incl. 50 - 80 Thlr. jährlich, 
0 une vom J. 1855 — 1861 30 bis 

50 Thlr., in Summa 230 Thlr., von der vaterländ. Geſellſchaft von 1858 
bis 1861 à 10 Thlr., in Summa 40 Thlr., im Ganzen alſo 920 Thlr. Was 
hat der ſchleſiſche Verein nun dafür geleiſtet? Er hat für dieſe 
Geldunterſtützung von 18571862 206,797 Stück Maulbeerfämlinge, Pflan⸗ 
zen und Bäume verſchenkt; er hat ferner eine große Quantität Maulbeer⸗ 
ſamen, Grains und belehrende Schriften gratis vertheilt; zudem hat er keine 
Portofreiheit mehr. In Schleſien bedarf der Seidenbau noch in höherem 
der nicht Bäume und Pflanzen genug ſind, 

um die Seidenzucht ſo mit Erfolg zu treiben, wie es mit der Provinz Bran⸗ 


Gebirge mahnend heran; ein Beiſpiel, wie ſehr auch die We⸗ 
es, daß 


elereien mit andern 


Im 


Breslau, 1. Ollober. [Diebftähle,] Geſtohlen wurden: Ohlauer⸗ 
Otraße Nr. 7 ein ſchwarz melirter Rock; an der berliner Bahn in dem 
Hauſe zum Kranich ein Topf mit zwei Quart Butter; einer unverehelichten 


Blücher“ am Lehmdamme, ein ſchwarz und grau gemuſtertes Düffeltuch und 


unbelebt. Für Disconten war Geld nicht mehr fo flüffig, ſelbſt zu 3% pCt. 
(B.⸗ u. 9.3.) 


Fonds- und Geld- Course Fat 
Freiw. Staats- Anleihe 1103, G Oberschles. B. %% 154 be, 
Staats-Anl. v. 1850, 52 4½ 99% B. dito C.., 70½(74½178½ et. bz. 
dito. 1854, 58k. 56 574½ 102% bz. 110 Prior 1 ee IB. 
dito 1853| 4 100% bz. dito Prior B. . — 3 LTE 
dito 1859! 5 107% bz. dito Prior C. . — 2 
Staats-Schuld-Sch. . . . 3½91½ bz. dito Prior D.. — | 4 |97 bz. 
Präm.-Anleihe v. 1855/3151271, B. dito Prior E...| = 314/851, G. 
10312 B. dito Prior F.. — 44101, 6. 
ur- u. Neumärker|315|923, br. Oppeln-Tarnow. 10 49%, ba. 
2 dito dito 4 |101%, G. Prinz-W. (St.-V.) 5 4 159 6. 
2 Pommersche 34 913, b.. Rheinische 4 97%, B. 
5 dito neue 1 ba. dito (St.) Pr...| — | 4 |102%, 6 
= Posenscho . | 4 dito Prior. — | 4 |95 G. 
dito .. — 3 dito III. Em. . — 4½% 99% bz. 
— dito neu .. Rhein-Nahebahn | — | 4 1251, à . bz 
Schlesische.. RER 2 Ruhrort-Crefeld .| 314|31,1901,, bz. 
» Kur- u. Neumärker| 4 |100% 52 Starg.- Posener £ 31, 1151, bz. 
Pommersche 400% bz. Thüringer 65% 4/127 b. u. B. 
E Posensche . 499% bz. Wilhelms- Bahn.] — 4 68 bz. 
5 Preussische 499% bz. dito Prior ....| — | 4 92% bz 
8 Westf, u. Rhein. 4 |99% 6. dito III. Em. — 4½— — — 
Sächsische 4100 bz. dito Prior St.“ — FU 934, bz 
(Schlesische 4 100% bz dito dito 8 98 B 
Louis dor er. — 110 bz 
Goldkronen 59ER Preuss. u. ausl. Bank- Aetien. 
Ausländische Fonds. 1801 K. 
Oesterr. Metall 5 156%, bz. u. G Berl. K.-Verein. 511 4 |115 @. 
dito 54r Pr.-Anl....| 4 |73 8. Berl. Hand.-Ges. | 5 493 ½ B. 
dito neue 100 fl. L. — |703, B. Berl. Wrede E 
dito Nat.-Anleihe ..| 5 |663, bz. Braunschw. Bank 4 | 4 80% B. 
dito Bankn. n. Whr. 80% bz Bremer! = 61 4 104%, B. 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 |95 B. Cobur, Credit A 3 480 G 
dito 5. Anleihe .. . 88 bu. 0 Darmst. Zettel-B.| 84 4 100 ½ 0 
dito poln. Sch.-Obl.| 484% B Darmat. Credb, A 5 4 91½ bz. 
Poln. Pfandbriefe. 4 — Peas. Creäitb. A. 43. 
dito III. Em. . . . 488 bau. G Disc. Cm. Anthl. C 4 97 br 
Poln. Obl. à 500 Fl. . 4 93 G. Gonf. Oroditb. A| — 4 41½ 4 42 bz 
dito à 300 El. 5 04% bz Geraer Bank . . 69% 4 04 . 
dito 4 200 Fl.. - [24 6. Hamb.Nord.Bank| 5 | 4 [95 6. 
Poln. Banknoten . . — |881, bz. Ver.-Bank 5% 4 101½ 0 
Kurhess. 40 Thlr.. . 74% B. Hannov > 4, 4 99½6 l 
A 3 7 7 7 8 
Baden 35 Fl. ........[— [315 etw. bz. Leipziger „ 31 4 178 bz.n.B. 
Actien - Course, ern rip — 9 
Das Mein. Creditp A C. 4 %% br. 
i un. 1, 
Aach.-Düsseld... | 34131861, G — a 7% 567% 4K 55 
Aach.-Mastrieht. 30 431 b Pos. Prov.-Bauk 544 4 984% 15 9 
Amst.-Rotierdam| 5 491% bz Preuss. B. Anthl. 4% 4½ 122% 6 
Berg.-Märkische 610 4 110%, bz Schl. Bank-Ver. 6 15 97½ br u. G 
e eee 
. 8 21 bz. ei 2 
Berl. Potsd. Mg. 141% b Weimar. Bank.. 4 | 4 84 bz. u. G. 
Berliu-Stettiner . 7½ 4 |132 bz. Wechsel - Course. 
Breslan-Freibrg. | 6| 4 138 bz. Amsterdam . .. 10 T. 148 4% ba. 
Cöln-Mindener 12% ½ 182% br.u.G. TR 2 M143 br. 
Franz. St.-Eisenb.| 6% 5 |132 a 1324, bz. Hamburg. 8 T. 151% bz. 
Ludw.-Bexbach .| 8 | 4 139 ¼ B. dito 2 M. 150 % ba. 
Magd.-Halberst. . 22½ 4 J322½ G. London 3 M. 6. 21% bz. 
Magd.-Wittenbrg, 100 445 6. Paris *. 2 M. 80% ba. 
Mainz.-Ludw. A. | 7 | 4 126% bz. Wien österr. Währ. |8 T.|80% br. 
Mecklenburger... | 2%| 4 |624, & 62 bz. u B. dito 2 M.|79% bz. 
Münster-Hammer| 4 | 4 |97%, B. Augsburg .. 2 M.|ö6. 26 U 
Neisse-Brieger ..| 31,| 4 [8414 bz. Leipzig .... 8 T.|9% G. 
Niederschles...... 4 | 4 99½ 6. dito 2 M. 99 bz 
N.-Schl, Zweigb. | 1½ 4 |701, G. Frankfurt a. M 2 M. 56. 28 bz. 
Nordb. (Fr.- W.) | 3 | 4 633% & ½ bz Petersburg .......... |3 W. 98 ½ b. 3 M. 97% b. 
dito Prior ....| — 4½ - — — (B. Warschau . . ... [8 T. 88 ½ G. 
Oberschles. A.. 74181] 1741%81751% et. bz. Bremen . 8 IIIb 


Telegraphiſche Depeſche. 

Berlin, 1. Okt. Morgens. In der geſtrigen Abendſitzung 
der Budget⸗Commiſſiou, in welcher die Miniſter v. Bismarck 
und v. Noon anweſend waren, wurde beſchloſſen: Gritens: 
die Staatsregierung aufzufordern, den Etat für 1863 dem 
Abgeordnetenhauſe zur verfaſſungsmäßigen Beſchluſtnahme fo 
ſchleunig vorzulegen, daſt die Feſtſtellung noch vor dem Jahre 
1863 erfolgen kann. Zweitens: daß es verfaſſungswidrig fei, 
wenn die Staatsregierung eine Ausgabe verfüge, welche durch 
das Abgeordnetenhaus abgelehnt worden. Punkt 1 wurde 
mit allen gegen 4, Punkt 2 mit allen gegen 1 Stimme an⸗ 
genommen. 

v. Bismarck beſtritt, daß eine vorgängige Etatsfeſtſtellung 
Der Kampf ſei um die 
Grenze zwiſchen Krougewalt und Parlamentsgewalt; er be: 
tont mehrmals feinen aufrichtigen Verſtändigungswunſch. 


v. Noon erklärte daſſelbe, aber die Vorlegung eines Geſetzes 
und eines neuen Etats nach dem Wunſche der Kammer ſei 
Seide vor dem Jahresſchluſſe unausführbar. 
gefunde mitgetheilte Forckenbeckſche Antrag im Allgemeinen angenommen. D. Red.) 
(Angekommen 10 Uhr 15 Min.) 


(Es iſt alſo der oben 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein in Breslau. 
Druck von Grab, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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